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Satzung
 
zur Änderung der
 

Prüfungsordnung für die Studiengänge
 
• Bildung und Medien 

• Philosophie - Philosophie im euroräischen 
Kontext 

- Formierung der Europäischen Moderne 
• Individualisierung und sozialer Wandel 
• Politische Steuerung und Koordination 

(Governance) 
mit dem Abschluss "Master of Arts (M.A.)" 

an der FernUniversität in Hagen 

Vom 06. Mai 2003 

•
 
Gemäß § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Ge­

setzes über die Hochschulen des Landes Nord­

rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom
 
14. März 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 28.Januar 2003 (GV. 
NRW S. 36) hat die FernUniversität in Hagen die 
folgende Satzung erlassen: 

Artikel I 

Die Prüfungsordnung für die Studiengänge Bil­
dung und Medien, Europäische Philosophie,. For­
mierung der Europäischen Moderne, Individua­
lisierung und sozialer Wandel, Politische Steu­
erung und Koordination mit dem Abschluss 
"Master of Arts (MA)" an der FernUniversität in 
Hagen vom 25. November 2002 wird wie folgt 
geändert: 

•
 In die Prüfungsordnung wird die Namensände­

rung "FernUniversität in Hagen" eingearbeitet.
 

in der Prüfungsordnung wird der Name des Stu­
diengangs "Europäische Philosophie" in "Philo­
sophie - Philosophie im europäischen Kontext" 
geändert. 

§ 3 der Inhaltsübersicht erhält folgende Fassung: 

§ 3 Einschreibvoraussetzung 

§ 3 erhält folgende Fassung: 

§3 
Einschreibvoraussetzung 

(1) Einschreibvoraussetzung	 für das Studium 
mit dem Abschluss "Master of Arts" ist ein 
abgeschlossenes Studium an einer 
Hochschule im Geltungsbereich des Hoch­

schulrahmengesetzes (HRG) mit einer Re­
gelstudienzeit von mindestens sechs Se· 
mestern oder ein von einer zuständigen 
staatlichen Stelle als gleichwertig aner­
kanntes Studium außerhalb des Geltungs­
bereichs des HRG. Die nachfolgenden Son­
derregelungen für die einzelnen Master­
Studiengänge bleiben unberührt. 

(2)	 Einschreibvoraussetzung für das Studium in 
dem Master·Studiengang "Politische Steue­
rung und Koordination (Governance)" sind 
die in Absatz 1 aufgeführte Hochschul· 
abschlüsse mit einem guten Studienab­
schluss in den Studiengängen: 
a) Bachelor "Politik und Organisation" an 

der FernUniversität in Hagen oder 
b)	 Bachelor im Hauptfach Politikwissen· 

schaft im Magisterstudiengang an der 
FernUniversität in Hagen oder 

c) in einem verwandten Studiengang. 
Ein guter Studienabschluss liegt grund­
sätzlich vor, wenn die Gesamtnote oder die 
Note der Abschlussarbeit mit 2,0 oder 
besser bewertet worden ist. Weiterhin ist 
zusätzlich zu den genannten Hochschul­
abschlüssen als Einschreibvorausetzung der 
Nachweis einer mindestens sechsmonatigen 
einschlägigen beruflichen Tätigkeit oder 
eines sechsmonaligen einschlägigen Prak­
tikums zu erbringen. 

(3) Einschreibvoraussetzung für ?as	 St~dium in 
dem Master-Studiengang "Philosophie - Phi­
losophie im europäischen Kontexf' sind die 
in Absatz 1 aufgeführten Hochschul· 
abschlüsse mit der zusätzlichen Erfordernis, 
dass mindestens philosophische Grund­
kenntnisse im Umfang von 16 Semes­
terwochenstunden nachgewiesen werden 
müssen. 

(4)	 Ei~schreibvoraussetzung für das Studium in 
dem Master-Studiengang "Formierung der 
europäischen Moderne" sind die in Absatz 1 
aufgeführten Hochschulabschlüsse mit 
einem guten Studienabschluss in einem 
affinen Fach, in dem die grundlegenden 
Voraussetzungen für die Weiterführung der 
wissenschaftlichen Ausbildung vermittelt 
worden sind. Ein guter Studienabschluss 
liegt grundsätzlich vor, wenn die Gesamt· 
note oder die Note der Abschlussarbeit mit 
2 0 oder besser bewertet worden ist. 
Grundlegende Voraussetzungen sind auch 
gegeben, wenn Studien- und Prü· 
fungsleistungen im Umfang von 16 Se­
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mesterwochenstunden aus dem Bachelor­
Studiengang "Kulturwissenschaften" an der 
FernUniversität oder aus geschichts- und 
literaturwissenschaftlichen Studiengängen 
nachgewiesen werden. 

(5) Einschreibvoraussetzung für das Studium	 in 
dem Studiengang "Individualisierung und so­
zialer Wandel" sind die in Absatz 1 aufge­
führten Hochschulabschlüsse mit einem gu­
ten Studienabschluss in den Studiengängen: 
a) Bachelor "Social Change Managemenr' 

an der FernUniversität in Hagen oder 
b)	 Bacheior in dem Hauptfach Soziologie 

oder Soziale Verhaltenswisser(schaften 
im Magisterstudiengang an der Fern­
Universität in Hagen oder 

c)	 in einem verwandten Studiengang, wie 
insbesondere Fachhochschul- und 
Hochschulabschlüsse in Sozialwissen­
schaft, Soziologie und Psychologie. 

Ein guter Studienabschluss . liegt grund­
sätzlich vor, wenn die Gesamtnote oder die 
Note der Abschlussarbeit mit 2,0 oder bes­
ser bewertet worden ist. Weiterhin ist zu­
sätzlich zu den genannten Hochschulab­
schlüssen als Einschreibvorausetzung der 
Nachweis einer mindestens sechsmonatigen 
beruflichen Tätigkeit zu erbringen. 

(6) Weitere	 erforderliche Studienvoraussetzun­
gen regeln die jeweiligen Studienordnungen. 

Artikel 11 

Diese Sat:?ung wird in den Amtlichen Mitteilun­
gen der FernUniversität in Hagen veröffentlicht. 
Sie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. 

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eilent­
scheids des Dekans des Fachbereichs Kultur­
und Sozialwissenschaften vom 17.3.2003 und 
des Rektorats der FernUniversität in Hagen vom 
29.04.2003. 

Hagen, den 06. Mai 2003 

Der Dekan 
des Fachbereichs 

Kultur- und Sozialwissenschaften 
der FernUni s' ät in Hagen 

•
 

•
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Verwaltullp· Ulld BeIlUOUlipordllUIII
 
deR ..11I.tltute fUr Neue Techllolopell der
 

Elektrotechllik (lifTE)"
 
deR Fachbereiche Elektrotechnik ulld
 

IlirormatlouetechDlk
 
der Femulilvereltllt ID BaieIl
 

vom 04. 06. 2003 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 29 des Gesetzes über 
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz - HG) vom 14. Mllrz 2000 (GV. NRW 

• 
S. 190), zulet2t geändert durch Gesetz vom 28. Jsnusr 
2003 (GV. NRW S. 36), hat die Fernuniversität in 
Hagen die folgende Verwaltungs- und Benutzungs­
ordnung erlassen: 

llibalteveneichlll. 

I. VerwaltullpordDulIl 

§ I Name und Rechtsform 
§2 Aufgaben 
§3 Mitglieder 
§4 Gliederung des Instituts 
§5 Vorstand 
§6 Geschäftsfilhrende Direktorin oder 

Geschäftsfilhrender Direktor 
§7 Geschäftsfilhrerin oder Geschäftsführer 
§8 Geschäftsordnung 

• 
D. BelluoulipordllulIl 

§9 Benutzungsberechtigung
 
§ 10 Nutzungsentgelt
 

m. IU-Kraft-Tretell 

§ll In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

I. Verwaltu....OrdIlU... 

81 

Name ulld Rechterorm 

Das ,Institut für Neue Technologien der Elektrotechnik 
(INTE)' ist eine wissenschaftliche Einrichtung des 
Fachbereichs Elektrotechnik und Informationstccbnik 
gemäß § 29 HG sowie § 23 der Grundordnung der 
Fernuniversität in Hagen. 

82 

Aurpbell 

Das Institut für Neue Tcchnologien der Elektrotechnik 
soll neue technologische Entwicklungen aus den 
Bereichen der Elektrotechnik und der Informations­
technIk in Forschung und Weiterbildung vertreten. 
Dabei sollen insbesondere 

- Fragestellungen der Praxis aus den In § 3 Abs. I 
genannten Gebieten aufgegriffen und Forschungser­
gebnisse fO.r die Anwendung in der Praxis aufbereitet 
werden, 

. gemeinsame Forschungen in den Bereichen neuer 
Tcchnologien betrieben werden, die sich auf Grund 
der AUsrichtung dafür eignen, 

- Forschungsergebnisse und Technologie sn die 
regionsIe und Qberregionsle Wirtschaft trsnsfcriert 
werden und 

- Kooperationen bei Forschungsvorhaben mit snderen 
öffenWchen Forschungseinrichtungen sngestrebt 
werden. 

83 

MlqUeder 

I) Dem Institut gehören die ProfessoriDnen und 
Professoren sowie die wissenschaftlichen und 
weiteren MitsrbeiteriDnen und Mitsrbeiter der 
Lehrstühle Bauelemente der Elektrotechnik, 
Datenversrbeitungstechnik und Elektronische 
Schs1tungen sn. 
Wissenschaftliche und weitere Mitarbeiterinnen 
und Mitsrbeiter kOnnen dem Institut nur mit deren 
Zustimmung zugeordnet werden. 

2) Dem Institut gebOren zusätzlich wissenschaftliche 
und weitere MitsrbeiteriDnen und Mitsrbeiter sn, 
die dem Institut unmittelbar zugewiesen werden. 
Die Zuweisung erfolgt gemäß § 103 HG. 
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114 

GUe4erunl des Instltuta 

I) Das Institut hat drei Abteilungen: 
- Bauelemente der Elektrotechnik 
- Datenverarbeitungstechnik 
- Elektronische SChaltungen. 

2) Jede Abteilung wird von der Professorin oder dem 
Professor als Institutsdirektorin oder als In8tituts~ 

direktor geleitet, die oder der das entsprechende 
Fach in Forschung und Lehre vertritt. 

115 

VONtand 

I)	 Dem Vorstand des Instituts gehören die drei 
Professorinnen oder Professoren entsprechend § 4 
Abs. 2 sowie mit beratender Stinune je eine 
Vertreterin oder ein Vertreter der anderen Gruppen 
als Mitglieder an. 

2)	 Die Vertreterinnen oder Vertreter der anderen 
Groppen werden vom Fachbereichsrat nach 
Gruppen getrennt gewählt. 

3) Die wissenschaftliche Mitsrbeiterin oder der 
wissenschaftliche Mitarbeitet und die weitere 
Mitsrbeiterin oder der weitere Mitsrbeiter werden 
aus dem Kreis der dem Institut angehörenden 
Mitsrbeiterinnen und Mitsrbeiter gewählt. 

4) Das studentische Mitglied wird aus der Gruppe der 
Studierenden der Fernuniversität, die im 
integrierten Studiengang Elektrotechnik ein­
gescluieben und das Vordiplom abgeschlossen 
oder aus der Groppe der Studierenden, die im 
Ergänzungs- oder im Master-Studiengang 
eingeschrieben sind, gewählt. 

5) Die Amtszeiten der Mitglieder des Vorstands nach 
Abs. 3 betragen 2 Jahre; die Amtszeit des 
Mitgliedes nach Abs. 4 beträgt 1 Jahr. 

6) Der Vorstand entscheidet über alle Angelegenheiten 
des INTE von allgemeiner oder grundsätzlicher 
Bedeutung. Er soll mindestens zweimal jährlich 
zusammenkommen. 

116 

Geschliftsfilhrende DIrektom oder
 
Geschllftsftlhrender Direktor
 

1) Der Vorstand des Instituts wAhlt aus dem Kreis der 
drei Professorirmen oder Professoren jeweils fa.r 2 
Jahre die GeschilftsfQhrende Direktorin oder den
 
Geschiftsfllhrenden Direktor des Instituts.
 

2) Wiederwahl ist zulässig. 

117 • 
Geachllftllfilhrerln oder Geschliftsfilhrer 

Der Vorstand ernennt eine GeschAftsf\lhrerin oder 
einen Geschiftsfllhrer. Diese oder dieser führt 
unbeschadet der Zustilndigkeit der Geschilfts­
führenden Direktorin oder des Geschiftsfllhrenden 
Direktors die GeschAfte des Instituts auf Weisung der 
Institutsdirektorinnen oder der Il1lItitutsdirektoren. 

118 

Geschllftllordnuq 

Die Ordnung des Fachbereichs Elektrotechnik: und Infonnations­
technik: der FemuniverstUU in Hagen in seiner jeweillgen Fassung 
gilt sinngemaß. • 

U. BenuUunlsordnunl 

119 

BenuUuDpberechtlgunl 

Zur BenutzUng des INTE sind neben den Mitgliedern 
und Angehörigen der Fernuniversität in Hagen auch 
Unternehmen, Einrichtungen und Personen auf Grund 
einer jeweils zu schließenden Vereinbarung mit dem 
INTE berechtigt. 
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6) Der Vorstand entscheidet über alle Angelegenheiten
des INTE von allgemeiner oder grundsätzlicher
Bedeutung. Er soll mindestens zweimal jährlich
zusammenkommen.

116

Geschliftsfilhrende DIrektom oder
Geschllftsftlhrender Direktor

1) Der Vorstand des Instituts wAhlt aus dem Kreis der
drei Professorirmen oder Professoren jeweils fa.r 2
Jahre die GeschilftsfQhrende Direktorin oder den
Geschiftsfllhrenden Direktor des Instituts.

2) Wiederwahl ist zulässig.

117

Geachllftllfilhrerln oder Geschliftsfilhrer

Der Vorstand ernennt eine GeschAftsf\lhrerin oder
einen Geschiftsfllhrer. Diese oder dieser führt
unbeschadet der Zustilndigkeit der Geschilfts­
führenden Direktorin oder des Geschiftsfllhrenden
Direktors die GeschAfte des Instituts auf Weisung der
Institutsdirektorinnen oder der Il1lItitutsdirektoren.

118

Geschllftllordnuq

Die Ordnung des Fachbereichs Elektrotechnik: und Infonnations­
technik: der FemuniverstUU in Hagen in seiner jeweillgen Fassung
gilt sinngemaß.

U. BenuUunlsordnunl

119

BenuUuDpberechtlgunl

Zur BenutzUng des INTE sind neben den Mitgliedern
und Angehörigen der Fernuniversität in Hagen auch
Unternehmen, Einrichtungen und Personen auf Grund
einer jeweils zu schließenden Vereinbarung mit dem
INTE berechtigt.

•

•
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!futIlu....eDtgelt 

I) Für die Mitglieder und Angehörigen der Fern­
universität ist die Nutzung deslNTE im Rahmen 
illrer Dienstaufgaben unentgeltlich. 

2) Fllr Unternehmen, Einrichtungen und Personen 
außerhalb der Fernuniversität wird ein Entgelt (Qr 
die Nutzung desiNTE nach Maßgabe der geaet:!­
lichen Bestimmungen erhoben. 

111. ID-Kraft-TreteD uDd Verlll1'eDWchuDI • 
1111 

JD-Kraft-TreteD uDd Veröl1'eDtUchuDI 

Die Verwaltungs- und Benutzungsordnung des INTE 
tritt sm Tage nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Mitteilungen der Fernuniversität in Hagen 
in Kraft. 

Ausgefertigt und genehmigt auf Grund der Beschll1sae 
des Fachbereichsrates des Fachbereichs Elektro­
technik und Informationstechnik vom 26.09.2002 und 
01.04.2003. 

Hagen, den 04.06 2003• Der Dekan 
des Fachbereichs 

Elektrotechnik und Informationstechnik der 
Fernuniversität in Hagen 

Prof. Dr. Dr. W. Hslang 
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Studien- und Prüfungsordnung fiir den weiterbildenden Masterstudiengang
 
"Europäischer Gewerblicher Rechtsschutz" an der
 

FemUnivenität in Hagen in der Fassung vom 11.06.Z003
 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 90 und 94 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nord­
rhein-Westfalen (HochschulgesetzlHG) vom 14.03.2000, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.01.2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversität in Hagen die folgende Studien- und 
PlÜfungsordnung fijr den weiterbildenden Masterstudiengang ,,Europäischer Gewerblicher 
Rechtsschutz" erlassen: 

• 

§ 1 Ziele und Inhalte des Studiengangs
 
§ 2 Zulassungsvoraussetzungen
 
§ 3 Dauer und Modulstruktur des Studiengangs
 
§ 4 Präsenzveranstaltungen .
 
§ 5 Sprachliche Voraussetzungen
 
§ 6 Verteilung der Creditpoints
 
§ 7 Leistungsnachweise und Prüfungsleistungen
 
§ 8 Gesamtergebnis
 
§ 9 Prufungskommission und PlÜfungsausschüsse
 
§ 10 Wiederholung von Prufungen
 
§ 11 Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß
 
§ 12 Nichtanerkennung anderer Studienleistungen
 
§ 13 Zeugnis und Akademischer Grad
 
§ 14 Gebühren
 
§ 15 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung
 

§1 

Ziele und Inhalte des Studiengangs 

• 
Der weiterbildende Masterstudiengang soll Bewerberinnen und Bewerbern wissenschaftliche 
und praxisrelevante Kenntnisse im Bereich des Europäischen Gewerblichen Rechtsschutzes 
vermitteln. Daruber hinaus werden Rechtsvergleichung, Internationales Privatrecht und Euro­
päisches Verfassungsrecht gelehrt. Für den erfolgreich abgeschlossenen Weiterbildungsstudi­
engang ,,Europäischer Gewerblicher Rechtsschutz" wird der Master ofLaws (L.L.M.) verlie­
hen. 

§Z 

Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zu dem weiterbildenden	 Studiengang kann zugelassen werden, wer bereits ein Hoch­
schulstudium abgeschlossen hat und der FernUniversität in Hagen von der Patentanwalts­
kammer benannt worden ist. 

(2) Die Patentanwaltskammer benennt der FernUniversität in Hagen diejenigen Personen, die 
- neben einem abgeschlossenen Hochschulstudium - eine der folgenden Voraussetzungen 
erfullen: 
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Studien- und Prüfungsordnung fiir den weiterbildenden Masterstudiengang
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päisches Verfassungsrecht gelehrt. Für den erfolgreich abgeschlossenen Weiterbildungsstudi­
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(1) Zu dem weiterbildenden Studiengang kann zugelassen werden, wer bereits ein Hoch­
schulstudium abgeschlossen hat und der FernUniversität in Hagen von der Patentanwalts­
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(2) Die Patentanwaltskammer benennt der FernUniversität in Hagen diejenigen Personen, die
- neben einem abgeschlossenen Hochschulstudium - eine der folgenden Voraussetzungen
erfullen:
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(a) Patentanwältinnen und Patentanwälte, die nach § 29 Abs. 2 der Patentanwaltsord­

nung in die Liste der Patentanwälte beim Deutschen Patent- und Markenamt einge­

tragen sind,
 

(b) European Patent Attorneys, die nach Artikel 134 Abs. 1 des Europäischen Patentüber­

einkommens in die beim Europäischen Patentamt gefuhrte Liste eingetragen sind,
 

(c) Angehörige von Patentanwaltsberufen aus Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
 
oder anderer Staaten, die gemäß § 154a der Patentanwaltsordnung berechtigt sind, sich im
 
Geltungsbereich der Patentanwaltsordnung niederzulassen.
 

§3 

Dauer und Modulstruktur des Studiengangs 

(1) Der weiterbildende Studiengang umfasst Fernstudienphasen und Präsenzphasen. Die Stu­
diendauer beträgt vier Semester. Der weiterbildende Studiengang "Europäischer Gewerblicher • 
Rechtsschutz" umfasst insgesamt 1.650 Arbeitsstunden (studentischer workload). 

(2) Der Arbeitsaufwand in Zeitstunden der jeweiligen Module und die übersicht über die an­
gebotenen Module ist wie folgt: 

Module des ersten Semesters:
 

Modul 1: Einfuhrung in die Rechtsvergleichung ( 137,5 Stdn.)
 
Modul 2: Einfuhrung in das Internationale Privatrecht ( 137,5 Stdn.)
 
Modul 3: Einfuhrung in das Europäische Verfassungsrecht (137,5 Stdn.)
 

Module des zweiten Semesters:
 

Modul 4: Der Patentverletzungs- und Nichtgkeitsprozess in Deutschland ( 137,5 Stdn.)
 
Modul 5: Der Patentverletzungs- und Nichtgkeitsprozess in England (165 Stdn.)
 
Modul 6: Der Patentverletzungs- und Nichtgkeitsprozess in Frankreich (110 Stdn.)
 •Module des dritten Semesters: 

Modul 7: Das Verfahrensrecht nach dem Europäischen Patentübereinkommen (165 Stdn.) 
ModulS: Das Verfahrensrecht nach der Gemeinschafts Marken- und Geschmacksmuster­

verordnung (110 Stdn.) 
Modul 9: Europäisches und Internationales Zivilprozessrecht ( 137,5 Stdn.) 

Module des vierten Semesters:
 

Modul 10: Der Internationale Gewerbliche Rechtsschutz (165 Stdn.)
 
Modul 11: Das Kennzeichen- und Geschmacksmusterrecht in Europa ( 137,5 Stdn.)
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•
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§4 

Prllsenzveranstaltungen 

Während des Studiums sind Präsensveranstaltungen zu den jeweiligen Modulen zu absolvie­
ren, die auch in Form von Wochenendseminaren abgehalten werden können. Die Präsenzpha­
sen dienen zur Erläuterung und Vertiefung der Studieninhalte. Die Dauer der Präsenzveran­
staltungen beträgt jeweils 6 Zeitstunden. Die neunzig Minuten dauernde Abschlussarbeit ist in 
den 6 Stunden enthalten. Die Präsenzphasen können von den Dozentinnen Dozenten auch in 
englischer Sprache gehalten werden. 

§S 

Sprachliche Voraussetzungen 

• 
Die im Rahmen des weiterbildenden Studiengangs vorgesehenen internationalen Module 
können auch in englischer Sprache angeboten werden. Daher werden gute Kenntnisse in der 
englischen Sprache vorausgesetzt. 

§6 

Verteilung der Creditpoints 

(1) Den internationalen Standards entsprechend wird der während des Studiums erbrachte 
Arbeitsaufwand nach dem European Credit Transfer System in credit points angegeben. Es 
wird fiir je 27,5 Arbeitsstunden (workload) ein Credit Point (CP) vergeben. 

(2) Alle Module des weiterbildenden Studiengangs "Europäischer Gewerblicher Rechts­
schutz" müssen belegt werden. Die fiir jedes einzelne Modul vorgesehene Anzahl an Credit 
Points wird vergeben, wenn das Modul insgesamt erfolgreich bestanden ist. Das Modul ist 
erfolgreich bestanden, wenn die zu den einzelnen Modulen angebotene Abschlussarbeit zu­
mindest mit sufficientlausreichend bestanden worden ist. 

• (3) Die Creditpoints verteilen sich im Einzelnen wie folgt: 

Module des ersten Semesters: 

Modul 1: Einfuhrung in die Rechtsvergleichung (5 CP) 
Modul 2: Einfuhrung in das Internationale Privatrecht (5 CP) 
Modul 3: Einfuhrung in das Europäische Verfassungsrecht (5 CP) 

Module des zweiten Semesters: 

Modul 4: Der Patentverletzungs- und Nichtgkeitsprozess in Deutschland (5 CP) 
Modul 5: Der Patentverletzungs- und Nichtgkeitsprozess in England (6 CP) 
Modul 6: Der Patentverletzungs- und Nichtgkeitsprozess in Frankreich (4 CP) 

Module des dritten Semesters: 
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Modul 7: Das Verfahrensrecht nach dem Europäischen Patentübereinkommen (6 CP) 
Modul 8: Das Verfahrensrecht nach der Gemeinschafts Marken- und Geschmacksmuster­

verordnung (4 CP) 
Modul 9: Europäisches und Internationales Zivilprozessrecht (5 CP) 

Module des vierten Semesters:
 

Modul 10: Der Internationale Gewerbliche Rechtsschutz (6 CP)
 
Modul 11: Das Kennzeichen- und Geschmacksmusterrecht in Europa (5 CP)
 

Für die bestandene mündliche Abschlussprüfung werden vier Credit Points (CP) vergeben.
 

§7 

Leistungsnacbweise und Prifungsleistungen •
(1) Leistungsnachweise werden durch Lösung von Einsendeaufgaben, Abschlussarbeiten und 
einer mündlichen Prüfung erbracht. Zu jedem einzelnen Modul ist eine Abschlussarbeit zu 
schreiben, deren Bestehen erforderlich ist, um das jeweilige Modul zu bestehen. Die Ab­
schlussarbeiten zu den Modulen sind im Anschluss an die jeweilige Präsenzveranstaltung des 
betreffenden Moduls zu schreiben. Die mündliche Prüfung findet am Ende des Studiums statt. 

(2) Zu den innerhalb der Module angebotenen Abschlussarbeiten wird zugelassen, wer min­
destens die Hälfte der zu den Modulen gern. § 5 Abs. 2 angebotenen Einsendearbeiten, die 
zeitlich vor der jeweiligen Abschlussarbeit ausgegeben worden sind, mit Erfolg bearbeitet hat. 
Eine erfolgreiche Bearbeitung einer Einsendearbeit liegt vor, wenn 50 % 'der maximal zu er­
reichenden Punkte erreicht worden sind. 

(3) Die Dauer der Abschlussarbeiten beträgt jeweils neunzig Minuten. 

(4) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt je Teilnehmer 15 Minuten; sie kann als Grup- • 
penprüfung durchgefiibrt werden. Zur mündlichen Prüfung wird zugelassen, wer alle vorher 
angebotenen Module bestanden hat. 

(5) Die einzelnen Abschlussarbeiten und die mündliche Prüfung sind jeweils mit den folgen­
den Noten und Punktzahlen zu bewerten: 

Note: ECTS-grades
 
bis 1,4 ausgezeichnet A - excellent
 
1,5 - 1,9 sehr gut B -very good
 
2,0-2,5 gut C - good
 
2,6 - 3,5 befriedigend D - satisfaetory
 
3,6 -4,0 ausreichend E - sufficient
 
über 4,0: nicht ausreichend F - failed
 

Es wird nur die erste Dezimalstelle nach dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen 
werden ohne Rundung gestrichen. 
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schreiben, deren Bestehen erforderlich ist, um das jeweilige Modul zu bestehen. Die Ab­
schlussarbeiten zu den Modulen sind im Anschluss an die jeweilige Präsenzveranstaltung des
betreffenden Moduls zu schreiben. Die mündliche Prüfung findet am Ende des Studiums statt.
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zeitlich vor der jeweiligen Abschlussarbeit ausgegeben worden sind, mit Erfolg bearbeitet hat.
Eine erfolgreiche Bearbeitung einer Einsendearbeit liegt vor, wenn 50 % ·der maximal zu er­
reichenden Punkte erreicht worden sind.

(3) Die Dauer der Abschlussarbeiten beträgt jeweils neunzig Minuten.

•

(4) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt je Teilnehmer 15 Minuten; sie kann als Grup- •
penprüfung durchgefiibrt werden. Zur mündlichen Prüfung wird zugelassen, wer alle vorher
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(6) Einsendearbeiten und Prüfungsleistungen nach Abs. 1 können auch in englischer Sprache 
gestellt werden. 

§8 

Gesamtergebnis 

(I) Das Studium ist bestanden, wenn sämtliche Prüfungen - einschließlich der mündlichen 
Prüfung - mit mindestens ,,ausreichend" (sufficient) bewertet wurden. 

(2) Das Gesamtergebnis wird zu 60 % aus dem arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen 
Module und zu 40 % aus der Note der mündlichen Prüfung gebildet. Auf dem Zeugnis wer­
den die beiden ersten Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt. Auf- und Abrundun­
gen erfolgen nicht. 

• 
(3) Die Bewertung des Gesamtergebnisses folgt auf Grund der Notenskala des § 7 Abs. 5. 

§9 

Prüfungskommission und Prüfungsausschüsse 

In die Prüfungskommission entsenden die FernUniversität in Hagen und die Patenanwalts­
kammer jeweils bis zu 12 Mitglieder. Die mündliche Prüfung wird von Prüfungsausschüssen 
vorgenommen, denen je drei Mitglieder der Prüfungskommission angehören, und zwar ein 
von der FernUniversität in Hagen benanntes Mitglied, das den Vorsitz übernimmt, ein weite­
res von der FernUniversität benanntes Mitglied und ein von der Patentanwaltskammer be­
nanntes Mitglied, die der Prüfung beisitzen. 

§ 10 

Wiederholung von Prüfungen 

• (1) Eine nicht bestandene Abschlussarbeit oder eine nicht bestandene mündliche Prüfung 
kann einrnal wiederholt werden. 

(2) Bestandene Abschlussarbeiten und eine bestandene mündliche Prüfung können nicht wie­
derholt werden. 

§11 

Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Der oder die Prüfungskandidat(in) kann bis spätestens 10 Tage vor den einzelnen Ab­
schlussarbeiten oder vor der mündlichen Prüfung schriftlich zurücktreten. 

(2) EinePrüfungsleistung gilt als mit ,,nicht ausreichend" (F) bewertet, wenn die Prüfungs­
kandidatin oder der Prüfungskandidat einen Prüfungstermin ohne von der Prüfung zurückge­
treten zu sein ohne triftigen Grund versäumt. 

(3) Versucht eine Prüfungskandidatin oder ein Prüfungskandidat, das Ergebnis der Prüfungs­
leistung durch Täuschung, z.B. durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflus­
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sen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit ,,failInicht bestanden" (0 Punkte) bewertet. 
Die Aufsichtsperson hat die Täuschung in einer Niederschrift unter Angabe der Einzelheiten 
zu vermerken. 

(4) Prüfungskandidatinnen oder Prüfungskandidaten, die den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Prüfung stören, können von der jeweiligen Aufsichtsperson in der Regel nach Abmahnung 
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Ebenso wie nach Abs. 3 S. 
2 ist unter der Angabe der Einzelheiten eine Niederschrift zu erstellen. 

§ 12 

Nichtanerkennung anderer Studienleistungen 

Außerhalb des Studiengangs erbrachte Studienleistungen werden nicht anerkannt. 

§13 •
Zeugnis und Akademischer Grad 

(1) Über die erfolgreiche Teilnahme an dem weiterbildenden Masterstudiengang wird ein 
Zeugnis mit dem akademischen Grad ,;.taster of Laws" (LLM) ausgestellt. Es wird vom 
Dekan des Fachbereichs Rechtswissenschaft unterschrieben und mit dem Siegel des Fachbe­
reiches versehen. Das Zeugnis ist möglichst innerhalb von vier Wochen seit dem Tag der 
mündlichen Prüfung auszustellen. 

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird vom Dekan oder der Dekanin des Fachbereichs 
Rechtswissenschaft, eine Urkunde über die Verleihung des akademischen Grades ,,Master of 
Laws (L.L.M.)" verliehen. Diese wird mit dem Siegel des Fachbereichs versehen. 

(3) über die nicht erfolgreiche Teilnahme wird ein mit Rechtsbehelfsbelehrung versehener 
Bescheid erteilt. 

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Masterprüfung nicht bestanden, wird ihr oder 
ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie - im Falle des end­ • 
gültigen Nichtbestehens - der Exmatrikulationsbescheinigung eine schriftliche Bescheinigung 
ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen, deren Noten und die erreichten credit 
points sowie die zur Masterprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält. 

(5) Auf Antrag wird das Zeugnis in englischer Sprache ausgestellt. 
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§ 14 

Gebühren 

Der weiterbildende Masterstudiengang ,,Europäischer Gewerblicher Rechtsschutz" ist gebüh­
renpflichtig. Die Höhe der Gebühren und der Zahlungsmodus werden gesondert festgelegt. 

§ 15 

In-Kraft-Treten 

Diese Studien- und Prüfungsordnung wird in den amtlichen Mitteilungen der FernUniversität 
in Hagen veröffentlicht. Sie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

• 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates Rechtswissenschaft vom 
09.07.2002 und vom 06.05.2003 sowie des Rektorats der FernUniversität in Hagen vom 
29.04.2003. 

Hagen, den 11.06.2003 

t
Der Dekan des 

Fachbereichs Rechtswissenschaft 
r FernUniv sität in Jftagen 

, 
. (. .\, 

Prof. Dr. Dr. Vormbaum 

• 
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Prüfungs~ und Studienordnung für den 
weiterbildenden Masterstudiengang 

"Arbeits- und Organisationspsychologie" 

der FernUniversität in Hagen 

Vom 10. Juni 2003 

Aufgrund des §§ 2 Abs. 4, 86, 88, 90 und 94 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW 

• 
S. 190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.01.2003 (GV. NRW S. 36), hat die 
FernUniversität in Hagen die folgende Prüfungs- und Studienordnung für den 
weiterbildenden Masterstudiengang "Arbeits- und Organisationspsychologie" erlassen: 

Inhaltsverzeichnis: 

• 

§ 1 ZIELE UND ADRESSATEN DES STUDIENGANGS 2 

§ 2 UMFANG, DAUER UND AUFBAU DES STUDIENGANGS : 2 

§ 3 ZULASSUNG ZUM STUDIENGANG 3 

§ 4 MASTERTITEL : 3 

§ 5 GEBÜHREN 3 

§ 6 STUDIEN- UND PRÜFUNGSLEISTUNGEN UND LEISTUNGSPUNKTSySTEM 3 

§ 7 KLAUSUREN 5 

§ 8 HAUSARBEITEN 5 

§ 9 PROJEKTDISPUTATION ODER PROJEKTPRÄSENTATION 5 

§ 10MASTERARBEIT 5 

§ 11 BEWERTUNGEN DER STUDIEN- UND PRÜFUNGSLEISTUNGEN 6 

§ 12 WIEDERHOLEN VON STUDIEN- UND PRÜFUNGSLEISTUNGEN 7 

§ 13 RÜCKTRITT, VERSÄUMNIS, TÄUSCHUNG, ORDNUNGSVERSTOß 8 

§ 14 LEITUNG DES WEITERBILDENDEN MASTERSTUDIENGANGS 8 

§IS PRÜFUNGSAUSSCHUSS 8 

§ 16 ZEUGNIS 9 

§ 17 UNGÜLTIGKEIT DER PRÜFUNG, ABERKENNUNG DES MASTER-GRADES 9 

§ 18 IN-KRAFT-TRETEl" UND VERÖFFENTLICHUl"G I0 
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§ 1 Ziele und Adressaten des Studiengangs 

(1)	 Durch den weiterbildenden Masterstudiengang "Arbeits- und Organisations­
psychologie" sollen fundierte und systematische Kenntnisse der Arbeits- und 
Organisationspsychologie vermittelt sowie Anregungen zur konstruktiven 
Auseinandersetzung mit der eigenen Serufspraxis gegeben werden. 

(2)	 Das Studium dient der Professionalisierung jenes Personenkreises, der in seiner 
Tätigkeit und Funktion arbeits- und organisationspsychologische Kenntnisse 
benötigt und anwendet bzw. Problemstellungen mit arbeits- und 
organisationspsychologischer Relevanz bearbeitet oder sich dieses Tätigkeitsfeld 
zukünftig erschließen will. 

§ 2 Umfang, Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) Der weiterbildende	 Masterstudiengang "Arbeits- und Organisationspsychologie" 
umfasst insgesamt 1800 Arbeitsstunden (studentischer workload). Die 
Regelstudienzeit beträgt 1 Jahr bzw. 2 Jahre im Teilzeitmodus. Das Studium ist in 
vier Einzelmodule gegliedert. Da das Studium als 4-semestriges Teilzeitstudium 
konzipiert ist, soll pro Semester ein Modul studiert werden. •(2) Der	 Studiengang umfasst Fernstudien-, Präsenzstudien- und virtuelle 
Studienelemente sowie Projektstudienelemente, die zur Masterarbeit führen. 

(3) Der Studiengang gliedert sich in vier Module mit Studienangeboten zu folgenden 
Inhalten: 
Modul I "Sasiswissen":	 Grundlagen, Perspektiven, Konzepte und Methoden der
 

Arbeits- und Organisationspsychologie (ca. 450 Std.)
 

Modul 11 "Themenfelder": Arbeits- und Aufgabengestaltung;
 
Führung, Management und Coaching;
 
Teamarbeit;
 
Motivation und Handeln in Organisationen;
 
Organisationsdiagnose und --entwicklung;
 
(Insgesamt ca. 450 Std.)
 

Modul 111 "Vertiefung":	 Vertiefungsbereich 1: "Selbst- und Sozialkompetenz 
(z.S. Selbst- und Stressmanagement, Moderation und 
Konfliktmanagement, Problemlöse- und Präsentations­
techniken); • 
Vertiefungsbereich 2: "Human Resources Management" 
(z.S. Personalbeurteilung und Personalauswahl, 
Potentialanalyse und Personalentwicklung, Mitarbeiter­
befragungen und Vorgesetztenbeurteilungen); 
Vertiefungsbereich 3: "Managementsysteme" 
(z.S. Dienstleistungsmanagement, Qualität, Arbeits-, 
Gesundheits- und Umweltschutz, Projektmanagement) 
(Wahlpflichtbereich: ca. 450 Std. aus 720 Std.). 

Modul IV "Projekt":	 Entwicklung und Darstellung eines Projektes, dessen
 
Thema wählbar ist und dem eigenen Tätigkeitsumfeld
 
entstammen kann. Die Darstellung des Projektes erfolgt
 
in Form der Masterarbeit sowie im Rahmen einer
 
Disputation oder einer Präsentation (ca. 450 Std.).
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§ 3 Zulassung zum Studiengang 

(1) ZUlassungsvoraussetzung	 für den weiterbildenden Masterstudiengang "Arbeits­
und Organisationspsychologie" mit Abschlussgrad "Master of Seience in 
Organizational Psychology" ist der erfolgreiche Abschluss eines 
berufsQualifizierenden Hochschulstudiums. 

(2) Der Antrag auf Zulassung ist	 an das Studentensekretariat der FemUniversität in 
Hagen zu richten. Dem Antrag ist eine amtlich beglaubigte Kopie des Zeugnisses 
über ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium beizufügen. 

(3) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer kann begrenzt werden. Über die 
Begrenzung entscheidet die Weiterbildungsleitung. 

• 
(4) Studieninteressierte ohne Studienberechtigung gemäss § 3 Abs.1 können nach 

Maßgabe der verfügbaren Plätze zum Studium der Module I, 11 und 111 zugelassen 
werden. Erwartet wird, dass eine überdurchschnittliche Lernerfahrung vorliegt. Für 
das erfolgreiche Studium eines Moduls wird ein Modulzertifikat gemäss § 6 Abs. 5 
vergeben. Für diese Teilnehmergruppe ist der Erwerb des Mastergrades 
ausgeschlossen. 

(5)	 Die Teilnehmenden am weiterbildenden Masterstudiengang "Arbeits- und 
Organisationspsychologie" haben den Status von Gasthörerinnen oder Gasthörern 
gemäss § 90 Abs. 1 HG. 

§ 4 Mastertitel 

Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die FernUniversität in Hagen den 
akademischen Grad eines "Master of Science in Organizational Psychology" 

§ 5 GebUhren 

• 
Für die Teilnahme am weiterbildenden Masterstudiengang "Arbeits- und 
Organisationspsychologie" sind von den Teilnehmenden besondere 
Gasthörergebühren nach dem Gesetz zur Aufhebung des Hochschul­
gebührengesetzes, zur Einführung von Studienkonten und Erhebung von 
Hochschulgebühren sowie zur Änderung des Hochschulgesetzes vom 28.01.2003 zu 
entrichten. Die Gebühren werden für jeweils ein Semester erhoben. Die Höhe der 
Gebühren und der Zahlungsmodus werden gesondert festgelegt. 

§ 6 Studien- und Prüfungsleistungen und Leistungspunktsystem 

(1)	 In den Prüfungen sollen die Kandidatinnen und Kandidaten nachweisen, dass sie 
Inhalt und Methoden des jeweiligen Moduls beherrschen und dass sie innerhalb 
begrenzter Zeit unter Verwendung der im Einzelfall zugelassenen Hilfsmittel 
ThemensteIlungen bearbeiten können. 

(2) Zu jedem der vier Module müssen Studien- und Prüfungsleistungen erbracht 
werden. die mit Credit Points (CP) versehen sind. Bei der Leistungserbringung 
kann auf unterschiedliche Formen zurückgegriffen werden, die individuelle Wege 
zum Abschluss ermöglichen. Für die verschiedenen Module werden z.T. 
unterschiedliche Formen der Leistungserbringung angeboten, für die jeweils die 
Anzahl der studentischen Arbeitsstunden (workload) sowie die Anzahl an Credit 
Points (CP) angegeben sind. Für je 15 studentische Arbeitsstunden (workload) wird 
Ld.R. ein Credit Point vergeben: 
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Anzahl der studentischen Arbeitsstunden (workload) sowie die Anzahl an Credit
Points (CP) angegeben sind. Für je 15 studentische Arbeitsstunden (workload) wird
Ld.R. ein Credit Point vergeben:
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Form der Leistung Leistungs­
formen in 
Modulll 

Anzahl CP 
Pflicht 

Leistungs­
formen in 
Modul 11 1 

Anzahl CP 
Pflicht 

Leistungs­
formen in 
Modul 11I 1 
Anzahl CP 

Pflicht 

Leistungs­
formen in 
Modul IV 1 
Anzahl CP 

Pflicht 

Kursstudium und 
Einsendearbeiten 

X 

7,5 (CP) 

X 

7 CP 

X 

8CP 

Präsenzstudium 1virtuelles 
Studium 
(Präsenzveranstaltungen, 
Praxis-Workshops, virtuelle 
Seminare, Kolloquien) 

X 

1,5 CP 

X 

1,5 CP 

X 

1,5 CP 

X 

-

PrOfungsleistungen (in den 
Modulen I bis 111 Hausarbeit 
oder Klausur, im 
Projektstudium Modul IV: 
Projektdisputation oder 
Projektpräsentation) 

X 

4CP 

X 

4CP 4CP 

, 

4CP 

Projektstudium (Masterarbeit) X 

10 CP 

Pflichtleistungen (Minimum) 13 CP 12,5 13,5 14 

Maximale erreichbare 
Abschlussleistungen pro 
Modul 

15,5 17 16,5 17 

•
 

Details sind den tabellarischen Übersichten im Anhang 1-4 dieser PrOfungs- und
 
Studienordnung zu entnehmen.
 

(3) Der weiterbildende Masterstudiengang ,Arbeits- und Organisationspsychologie" ist 
erfolgreich abgeschlossen, wenn insgesamt 60 Credit Points in den 
Studienmodulen I - IV erreicht sind. FOr jedes Modul ist eine bestimmte Anzahl von 
Credit Points definiert, die mindestens erreicht werden muss. Ebenso gibt es eine •
Obergrenze von Credit Points, die aus einem Modul maximal eingebracht werden 
dürfen. Im Rahmen dieser Punktebandbreite sind Schwerpunktsetzungen in den 
einzelnen Modulen möglich. 

Modul I min. 131 max. 15,5 CP 

Modul 11 min. 12,5/max. 17CP 

Modul 111 min. 13,51 max. 16,5 CP 

Modul IV min. 141 max. 17,5 CP 

(4) Bei den 3 PrOfungsleistungen	 aus den Modulen I bis 111 muss mindestens eine 
Leistung als Hausarbeit erbracht werden. 

(5) Der Erwerb eines Modulzertifikates setzt das Erreichen der Mindestpunktzahl des 
Moduls voraus. 
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Form der Leistung Leistungs- Leistungs- Leistungs- Leistungs-
formen in formen in formen in formen in
Modulll Modul 11 1 Modul 111 1 Modul IV 1

Anzahl CP Anzahl CP Anzahl CP Anzahl CP
Pflicht Pflicht Pflicht Pflicht

Kursstudium und X X X
Einsendearbeiten 7,5 (CP) 7 CP 8CP

Präsenzstudium 1virtuelles X X X X
Studium 1,5 CP 1,5 CP 1,5 CP
(Präsenzveranstaltungen, -
Praxis-Workshops, virtuelle
Seminare, Kolloquien)

PrOfungsleistungen (in den X X
,

Modulen I bis 111 Hausarbeit 4CP 4CP 4CP 4CP
oder Klausur, im
Projektstudium Modul IV:
Projektdisputation oder
Projektpräsentation)

Projektstudium (Masterarbeit) X

10 CP

Pflichtleistungen (Minimum) 13 CP 12,5 13,5 14

Maximale erreichbare 15,5 17 16,5 17
Abschlussleistungen pro
Modul

Details sind den tabellarischen Übersichten im Anhang 1-4 dieser PrOfungs- und
Studienordnung zu entnehmen.

(3) Der weiterbildende Masterstudiengang ,Arbeits- und Organisationspsychologie" ist
erfolgreich abgeschlossen, wenn insgesamt 60 Credit Points in den
Studienmodulen I - IV erreicht sind. FOr jedes Modul ist eine bestimmte Anzahl von
Credit Points definiert, die mindestens erreicht werden muss. Ebenso gibt es eine
Obergrenze von Credit Points, die aus einem Modul maximal eingebracht werden
dürfen. Im Rahmen dieser Punktebandbreite sind Schwerpunktsetzungen in den
einzelnen Modulen möglich.

•

•
Modul I

Modul 11

Modul 111

Modul IV

min. 131 max. 15,5 CP

min. 12,5/max. 17CP

min. 13,51 max. 16,5 CP

min. 141 max. 17,5 CP

(4) Bei den 3 PrOfungsleistungen aus den Modulen I bis 111 muss mindestens eine
Leistung als Hausarbeit erbracht werden.

(5) Der Erwerb eines Modulzertifikates setzt das Erreichen der Mindestpunktzahl des
Moduls voraus.
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§ 7 Klausuren 

•
 

•
 

(1) Klausuren	 werden unter Aufsicht durchgefOhrt und sind nicht öffentlich. Die 
Klausurdauer beträgt vier Zeitstunden. 

(2) Jede Klausur wird von einer Prüferin oder einem Prüfer bewertet. Die Bewertung 
wird dem Prüfling spätestens nach sechs Wochen mitgeteilt. 

(3) Ist die Klausur mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, werden 4 Gredit 
Points vergeben. 

§ 8 Hausarbeiten 

(1) Hausarbeiten	 sind wissenschaftliche Arbeiten, die auch praxisbezogen sein 
können. Sie haben Ld.R. einen Umfang von ca. 15-20 Seiten und sind in einem 
begrenzten Zeitraum (6 Wochen) anzufertigen. 

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung gem. § 10 Abs. 6 beizufügen. 

. (3) Jede Hausarbeit wird von einer Prüferin oder einem Prüfer bewertet. Die 
Bewertung wird den Studierenden spätestens nach sechs Wochen mitgeteilt. 

(4) Ist die Hausarbeit mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, werden 5 
Gredit Points vergeben. 

§ 9 Projektdisputation oder Projektpräsentation 

(1)	 Sowohl die Projektdisputation als auch die Projektpräsentation (auf einer dafür 
ausgewiesenen Präsenzveranstaltung) werden als Einzelprüfung durchgeführt. Vor 
der Festsetzung der Note der mündlichen Prüfung hat die Prüferin oder der Prüfer 
die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bzw. die Beisitzerin oder den Beisitzer 
zu hören. Sie sind öffentlich. 

(2)	 Die Projektdisputation oder -präsentation wird nach der Bewertung der Master­
arbeit abgelegt. 

(3)	 Die Projektdisputation oder -präsentation dauert 45 bis 60 Minuten je Kandidatin 
oder Kandidat. 

§ 10Masterarbeit 

(1)	 Die Masterarbeit ist eine empirische Arbeit und wird im Rahmen des 
Projektstudiums in Modul IV angefertigt. Das Thema für die Masterarbeit kann 
vergeben werden, wenn mindestens bereits 36 Gredit Points aus den Modulen I ­
11I angesammelt worden sind. 

(2)	 Die Masterarbeit ist fristgerecht bei der Vorsitzenden bzw. beim Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses in zweifacher Ausfertigung (Original und eine Kopie) 
abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wir die Masterarbeit 
nicht fristgerecht abgegeben, gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 

(3)	 Die Kandidatin oder der Kandidat soll in der Masterarbeit nachweisen, dass sie 
oder er im Stande ist, ein Problem der Arbeits- und Organisationspsychologie mit 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse sachgerecht 
darzustellen. 
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•

•

§ 7 Klausuren
(1) Klausuren werden unter Aufsicht durchgefOhrt und sind nicht öffentlich. Die

Klausurdauer beträgt vier Zeitstunden.

(2) Jede Klausur wird von einer Prüferin oder einem Prüfer bewertet. Die Bewertung
wird dem Prüfling spätestens nach sechs Wochen mitgeteilt.

(3) Ist die Klausur mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, werden 4 Gredit
Points vergeben.

§ 8 Hausarbeiten

(1) Hausarbeiten sind wissenschaftliche Arbeiten, die auch praxisbezogen sein
können. Sie haben Ld.R. einen Umfang von ca. 15-20 Seiten und sind in einem
begrenzten Zeitraum (6 Wochen) anzufertigen.

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung gem. § 10 Abs. 6 beizufügen.

. (3) Jede Hausarbeit wird von einer Prüferin oder einem Prüfer bewertet. Die
Bewertung wird den Studierenden spätestens nach sechs Wochen mitgeteilt.

(4) Ist die Hausarbeit mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, werden 5
Gredit Points vergeben.

§ 9 Projektdisputation oder Projektpräsentation

(1) Sowohl die Projektdisputation als auch die Projektpräsentation (auf einer dafür
ausgewiesenen Präsenzveranstaltung) werden als Einzelprüfung durchgeführt. Vor
der Festsetzung der Note der mündlichen Prüfung hat die Prüferin oder der Prüfer
die zweite Prüferin oder den zweiten Prüfer bzw. die Beisitzerin oder den Beisitzer
zu hören. Sie sind öffentlich.

(2) Die Projektdisputation oder -präsentation wird nach der Bewertung der Master­
arbeit abgelegt.

(3) Die Projektdisputation oder -präsentation dauert 45 bis 60 Minuten je Kandidatin
oder Kandidat.

§ 10Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist eine empirische Arbeit und wird im Rahmen des
Projektstudiums in Modul IV angefertigt. Das Thema für die Masterarbeit kann
vergeben werden, wenn mindestens bereits 36 Gredit Points aus den Modulen I ­
11I angesammelt worden sind.

(2) Die Masterarbeit ist fristgerecht bei der Vorsitzenden bzw. beim Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses in zweifacher Ausfertigung (Original und eine Kopie)
abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Wir die Masterarbeit
nicht fristgerecht abgegeben, gilt sie als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat soll in der Masterarbeit nachweisen, dass sie
oder er im Stande ist, ein Problem der Arbeits- und Organisationspsychologie mit
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten und die Ergebnisse sachgerecht
darzustellen.
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(4)	 Die Bearbeitungszeit für die Anfertigung der Masterarbeit beträgt 4 Monate. Das 
Thema und die AufgabensteIlung müssen so lauten, dass die Bearbeitungszeit 
eingehalten werden kann. Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur 
innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. 

(5)	 Die Masterarbeit soll einen Umfang von 40 bis 60 DIN A4 Seiten bei ca. 2.500 
Zeichen pro Seite haben. Die Masterarbeit ist in der Regel in deutscher Sprache 
abzufassen. 

(6)	 Der Masterarbeit ist eine Versicherung der Kandidatin oder des Kandidaten 
beizufügen, dass sie oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen 
als die angegebenen Quellen benutzt hat. Die Stellen der Arbeit, die anderen 
Werken dem Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen sind, müssen in jedem fall 
unter Angabe der Quelle als Zitat oder Entlehnung kenntlich gemacht werden. Die 
Versicherung selbstständiger Arbeit ist auch für gelieferte Zeichnungen, Skizzen 
oder graphische Darstellungen abzugeben. 

(7)	 Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen bzw. Prüfern zu begutachten und zu 
bewerten. Eine der Prüferinnen bzw. einer der Prüfer soll die Betreuerin bzw. der 
Betreuer sein, die bzw. der die Arbeit ausgegeben hat. Die andere Prüferin bzw. 
der andere Prüfer wird vom PrÜfungsausschuss bestimmt. Die Note der 
Masterarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet, •
sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0,
 
wird vom Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur
 
Bewertung der Masterarbeit bestimmt.
 

(8)	 Für die Masterarbeit werden Noten gemäß § 11 vergeben. 

(9)	 Ist die Masterarbeit mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, werden 10 
Gredit Points vergeben. 

§ 11 Bewertungen der Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Einsendearbeiten im Rahmen des Kursstudiums sowie die Teilnahmeleistungen im 
Rahmen des Präsenzstudiums werden mit "bestanden" oder "nicht bestanden" 
bewertet. Über eine bestandene Leistung wird eine Bescheinigung ausgestellt, die 
auch die Anzahl der erworbenen Gredit Points ausweist. 

(2) Für die Prüfungsleistungen "Hausarbeit", "Klausur", "Masterarbeit" und die •
"Projektdisputation" oder "Projektpräsentation" vergeben die Prüferinnen oder
 
Prüfer jeweils eine Note:
 

1 = sehr gut =	 eine hervorragende Leistung; 

2 =gut = eine Leistung, die erheblich über den
 
durchschnittlichen
 
Anforderungen liegt
 

3 = befriedigend =	 eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen
 
entspricht;
 

4 =ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den
 
Anforderungen genügt;
 

5 = nicht ausreichend =	 eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den
 
Anforderungen nicht mehr genügt.
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(4) Die Bearbeitungszeit für die Anfertigung der Masterarbeit beträgt 4 Monate. Das
Thema und die AufgabensteIlung müssen so lauten, dass die Bearbeitungszeit
eingehalten werden kann. Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur
innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit zurückgegeben werden.

(5) Die Masterarbeit soll einen Umfang von 40 bis 60 DIN A4 Seiten bei ca. 2.500
Zeichen pro Seite haben. Die Masterarbeit ist in der Regel in deutscher Sprache
abzufassen.

(6) Der Masterarbeit ist eine Versicherung der Kandidatin oder des Kandidaten
beizufügen, dass sie oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen
als die angegebenen Quellen benutzt hat. Die Stellen der Arbeit, die anderen
Werken dem Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen sind, müssen in jedem fall
unter Angabe der Quelle als Zitat oder Entlehnung kenntlich gemacht werden. Die
Versicherung selbstständiger Arbeit ist auch für gelieferte Zeichnungen, Skizzen
oder graphische Darstellungen abzugeben.

(7) Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen bzw. Prüfern zu begutachten und zu
bewerten. Eine der Prüferinnen bzw. einer der Prüfer soll die Betreuerin bzw. der
Betreuer sein, die bzw. der die Arbeit ausgegeben hat. Die andere Prüferin bzw.
der andere Prüfer wird vom PrÜfungsausschuss bestimmt. Die Note der
Masterarbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet,
sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0,
wird vom Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur
Bewertung der Masterarbeit bestimmt.

(8) Für die Masterarbeit werden Noten gemäß § 11 vergeben.

(9) Ist die Masterarbeit mit mindestens 4,0 (ausreichend) bewertet worden, werden 10
Gredit Points vergeben.

§ 11 Bewertungen der Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Einsendearbeiten im Rahmen des Kursstudiums sowie die Teilnahmeleistungen im
Rahmen des Präsenzstudiums werden mit "bestanden" oder "nicht bestanden"
bewertet. Über eine bestandene Leistung wird eine Bescheinigung ausgestellt, die
auch die Anzahl der erworbenen Gredit Points ausweist.

(2) Für die Prüfungsleistungen "Hausarbeit", "Klausur", "Masterarbeit" und die
"Projektdisputation" oder "Projektpräsentation" vergeben die Prüferinnen oder
Prüfer jeweils eine Note:

1 =sehr gut = eine hervorragende Leistung;

2 =gut = eine Leistung, die erheblich über den
durchschnittlichen
Anforderungen liegt

3 =befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen
entspricht;

4 =ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den
Anforderungen genügt;

5 =nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den
Anforderungen nicht mehr genügt.

6

•

•



Durch Emiedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können zur 
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 
und 5,3 sind ausgeschlossen. 

(3) Die Prüfungsleistungen gemäss	 § 6 Abs. 2 gelten als bestanden, wenn sie mit 
mindestens "ausreichend" bewertet wurden. Über die bestandene Leistung wird 
jeweils eine Bescheinigung ausgestellt, die das Thema, die Note und die Anzahl 
der erworbenen Credit Points ausweist. 

(4)	 In die Berechnung der Endnote für den Abschluss des weiterbildenden Studiums 
gehen ein: 

Noten aus Modul I bis 111:	 jeweils mit Faktor 2 

Noten aus Modul IV:	 Projektarbeit mit Faktor 3, 
Projektdisputation oder Projektpräsentation mit 
Faktor 1 

• 
Die Noten werden einzeln im Zeugnis ausgewiesen. Die Endnote lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut 

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend 

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 

bei einem Durchschnitt über 4,0	 = nicht ausreichend. 

(5) Nach den Vorgaben des ECTS werden folgende ECTS-Grades vergeben: 

• 

peutsche Note ECTS-Grade 

1,0-1,5 A 

1,6- 2,0 B 

2,1- 3,0 C 

3,1- 3,5 D 

3,6- 4,0 E 

4,1-5,0 F/FX 

§ 12 Wiederholen von Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Nichtbestandene Studien- und Prüfungsleistungen	 in den Modulen I bis 111 können 
zweimal innerhalb der folgenden zwei Semester wiederholt werden. 

(2) Eine nichtbestandene Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

(3) Eine nichtbestandene Projektdisputation oder -präsentation kann einmal wiederholt 
werden. 

(4) Wird die Modulpunktzahl in Modul IV auch nach Wiederholung gemäss § 12 Absatz 
2 oder 3 nicht erreicht, gilt der weiterbildende Masterstudiengang "Arbeits- und 
Organisationspsychologie" als endgültig nicht bestanden. 
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•

•

Durch Emiedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können zur
differenzierten Bewertung Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7
und 5,3 sind ausgeschlossen.

(3) Die Prüfungsleistungen gemäss § 6 Abs. 2 gelten als bestanden, wenn sie mit
mindestens "ausreichend" bewertet wurden. Über die bestandene Leistung wird
jeweils eine Bescheinigung ausgestellt, die das Thema, die Note und die Anzahl
der erworbenen Credit Points ausweist.

(4) In die Berechnung der Endnote für den Abschluss des weiterbildenden Studiums
gehen ein:

Noten aus Modul I bis 111: jeweils mit Faktor 2

Noten aus Modul IV: Projektarbeit mit Faktor 3,
Projektdisputation oder Projektpräsentation mit
Faktor 1

Die Noten werden einzeln im Zeugnis ausgewiesen. Die Endnote lautet:

bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 = gut

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 = befriedigend

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 = ausreichend

bei einem Durchschnitt über 4,0 = nicht ausreichend.

(5) Nach den Vorgaben des ECTS werden folgende ECTS-Grades vergeben:

peutsche Note ECTS-Grade

1,0-1,5 A

1,6- 2,0 B

2,1- 3,0 C

3,1- 3,5 D

3,6- 4,0 E

4,1-5,0 F/FX

§ 12 Wiederholen von Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Nichtbestandene Studien- und Prüfungsleistungen in den Modulen I bis 111 können
zweimal innerhalb der folgenden zwei Semester wiederholt werden.

(2) Eine nichtbestandene Masterarbeit kann einmal wiederholt werden.

(3) Eine nichtbestandene Projektdisputation oder -präsentation kann einmal wiederholt
werden.

(4) Wird die Modulpunktzahl in Modul IV auch nach Wiederholung gemäss § 12 Absatz
2 oder 3 nicht erreicht, gilt der weiterbildende Masterstudiengang "Arbeits- und
Organisationspsychologie" als endgültig nicht bestanden.
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§ 13 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1)	 Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens 7 Tage vor der 
jeweiligen Prüfung ohne Begründung beim Prüfungsausschuss schriftlich 
abmelden. 

(2)	 Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht bestanden" (5,0) bewertet, wenn die 
Kandidatin oder der Kandidat an einer Prüfung ohne Angabe triftiger Gründe nicht 
teilnimmt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von 
der Prüfung zurücktritt: Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht 
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

(3)	 Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gemäß Absatz (2) geltend gemachten 
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und 
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten wird 
die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt. Die Entscheidung des 
Prüfungsausschusses wird der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich 
mitgeteilt. 

(4) Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das Ergebnis einer Prüfungsleistung 
durch Täuschung, z.B. durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu 
beeinflussen, so gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht bestanden" (5,0) •
bewertet. Die Feststellung wird von der jeweiligen Prüferin oder von dem jeweiligen
 
Prüfer bzw. der oder dem Aufsichtsführenden getroffen und aktenkundig gemacht.
 
Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen Ablauf
 
einer Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer, in
 
der Regel nach Abmahnung, von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen
 
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht
 
bestanden" (5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu
 
machen. Wird die Kandidatin oder der Kandidat von der weiteren Erbringung einer
 
Prüfungsleistung ausgeschlossen, kann sie oder er innerhalb von 4 Wochen
 
verlangen, dass diese Entscheidung vom Prüfungsausschuss überprüft wird. In
 
schwerwiegenden Fällen der Täuschung kann der zuständige PrÜfungsausschuss
 
die Betreffenden von der Eribringung aller weiteren PrOfungsleistungen
 
ausschließen.
 

(5) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind einer Kandidatin oder 
einem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist 
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. • 

§ 14 Leitung des weiterbildenden Masterstudiengangs 

Die Leitung des weiterbildenden Masterstudiengangs obliegt dem Lehrstuhl für Arbeits­
und Organisationspsychologie. Die Leitung besteht aus der Leiterin oder dem Leiter 
und der geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsführenden Leiter. 

§15 Prüfungsausschuss 

(1) Der Prüfungsausschuss für	 den weiterbildende Masterstudiengang "Arbeits- und 
Organisationspsychologie" setzt sich zusammen aus der Weiterbildungsleitung 
sowie den bestellten Prüferinnen und Prüfern. Die Weiterbildungsleitung bestellt die 
Prüferinnen oder Prüfer. 

(2) Prüferin oder Prüfer	 kann sein, wer die Voraussetzungen des § 95 Abs. 1 HG 
erfüllt. 
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§ 13 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich bis spätestens 7 Tage vor der
jeweiligen Prüfung ohne Begründung beim Prüfungsausschuss schriftlich
abmelden.

(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht bestanden" (5,0) bewertet, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat an einer Prüfung ohne Angabe triftiger Gründe nicht
teilnimmt oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von
der Prüfung zurücktritt: Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird.

(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gemäß Absatz (2) geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und
glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten wird
die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt. Die Entscheidung des
Prüfungsausschusses wird der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich
mitgeteilt.

(4) Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das Ergebnis einer Prüfungsleistung
durch Täuschung, z.B. durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu
beeinflussen, so gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht bestanden" (5,0)
bewertet. Die Feststellung wird von der jeweiligen Prüferin oder von dem jeweiligen
Prüfer bzw. der oder dem Aufsichtsführenden getroffen und aktenkundig gemacht.
Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen Ablauf
einer Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer, in
der Regel nach Abmahnung, von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen
werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht
bestanden" (5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu
machen. Wird die Kandidatin oder der Kandidat von der weiteren Erbringung einer
Prüfungsleistung ausgeschlossen, kann sie oder er innerhalb von 4 Wochen
verlangen, dass diese Entscheidung vom Prüfungsausschuss überprüft wird. In
schwerwiegenden Fällen der Täuschung kann der zuständige PrÜfungsausschuss
die Betreffenden von der Eribringung aller weiteren PrOfungsleistungen
ausschließen.

(5) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind einer Kandidatin oder
einem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist
Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben.

§ 14 Leitung des weiterbildenden Masterstudiengangs

Die Leitung des weiterbildenden Masterstudiengangs obliegt dem Lehrstuhl für Arbeits­
und Organisationspsychologie. Die Leitung besteht aus der Leiterin oder dem Leiter
und der geschäftsführenden Leiterin oder dem geschäftsführenden Leiter.

§15 Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss für den weiterbildende Masterstudiengang "Arbeits- und
Organisationspsychologie" setzt sich zusammen aus der Weiterbildungsleitung
sowie den bestellten Prüferinnen und Prüfern. Die Weiterbildungsleitung bestellt die
Prüferinnen oder Prüfer.

(2) Prüferin oder Prüfer kann sein, wer die Voraussetzungen des § 95 Abs. 1 HG
erfüllt.
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(3) Die Prüferinnen oder Prüfer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht 
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Die 
Prüferinnen oder Prüfer sind gemass § 95 Abs. 2 HG in ihrer Prüfungstatigkeit 
unabhangig. 

§ 16 Zeugnis 

(1) Das Studium	 ist erfolgreich abgeschlossen, wenn insgesamt 60 Gredit Points, 
aufgeteilt auf die Module nach § 6 Abs. 3 erreicht sind. 

• 

(2) Über die bestandene Prüfung zum Erwerb des Grades "Master of Science" wird 
unverzüglich, möglichst innerhalb von acht Wochen nach dem Erbringen der 
letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis wird von der 
Weiterbildungsleitung und der Dekanin oder dem Dekan des Fachbereichs Sozial­
und Kulturwissenschaften unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs 
versehen. Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird eine Urkunde über die Verleihung des 
akademischen Grades "Master of Science in Organizational Psychology (M.Sc.)" 
ausgestellt. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungs­
leistung erbracht wurde. Das Zeugnis wird in deutscher Sprache ausgestellt. 

(3) Ist eine Prüfung oder die Masterarbeit zum Erwerb des Grades "Master of Science" 
endgültig nicht bestanden oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, so erteilt die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin oder dem 
Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Dieser Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Hat die	 Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung zum Erwerb des Grades 
"Master of Science" endgültig nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag eine 
schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und 
deren Noten sowie die zum Bestehen der Prüfung noch fehlenden 
Prüfungsleistungen nennt und erkennen lässt, dass die Prüfung endgültig nicht 
bestanden ist. 

• 
§ 17 Ungültigkeit der Prüfung, Aberkennung des Master-Grades 

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese 
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der 
Prüfungsausschuss nachtraglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei 
deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend 
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden e~klären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne 
dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese 
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel 
durch das Bestehen der Prüfung behoben. Hat die Kandidatin oder der Kandidat 
die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der 
Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit zur 
Stellungsnahme zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und ggf. ein	 neues auszustellen. 
Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren 
nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 
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(3) Die Prüferinnen oder Prüfer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Die
Prüferinnen oder Prüfer sind gemass § 95 Abs. 2 HG in ihrer Prüfungstatigkeit
unabhangig.

§ 16 Zeugnis

(1) Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn insgesamt 60 Gredit Points,
aufgeteilt auf die Module nach § 6 Abs. 3 erreicht sind.

(2) Über die bestandene Prüfung zum Erwerb des Grades "Master of Science" wird
unverzüglich, möglichst innerhalb von acht Wochen nach dem Erbringen der
letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis wird von der
Weiterbildungsleitung und der Dekanin oder dem Dekan des Fachbereichs Sozial­
und Kulturwissenschaften unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs
versehen. Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird eine Urkunde über die Verleihung des
akademischen Grades "Master of Science in Organizational Psychology (M.Sc.)"
ausgestellt. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungs­
leistung erbracht wurde. Das Zeugnis wird in deutscher Sprache ausgestellt.

(3) Ist eine Prüfung oder die Masterarbeit zum Erwerb des Grades "Master of Science"
endgültig nicht bestanden oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, so erteilt die
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin oder dem
Kandidaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Dieser Bescheid ist mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat eine Prüfung zum Erwerb des Grades
"Master of Science" endgültig nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag eine
schriftliche Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten Prüfungsleistungen und
deren Noten sowie die zum Bestehen der Prüfung noch fehlenden
Prüfungsleistungen nennt und erkennen lässt, dass die Prüfung endgültig nicht
bestanden ist.

§ 17 Ungültigkeit der Prüfung, Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der
Prüfungsausschuss nachtraglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei
deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend
berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden e~klären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne
dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel
durch das Bestehen der Prüfung behoben. Hat die Kandidatin oder der Kandidat
die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der
Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit zur
Stellungsnahme zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und ggf. ein neues auszustellen.
Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren
nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.
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(5) Der Master-Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich herausstellt, dass 
er durch Täuschung erworben worden ist, oder wenn wesentliche Voraussetzungen 
für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über die 
Aberkennung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

§ 18 In-Kraft-Treten und Veröffentlichung 

Diese Prüfungs- und Studienordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang 
"Arbeits- und Organisationspsychologie" tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den 
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität in Hagen in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates Sozial- und 
Kulturwissenschaften vom 19.09.2001 und des Rektorats der FernUniversität in Hagen 
vom 11/.18.12.2001. 

Hagen, den 10.06.2003 

• 
Der Dekan des Fachbereichs Sozial- und Kulturwissenschaften 

der FernUniversität in Hagen 

Prof. Dr. Kurt Röttgers 

• 

10 

Amtliche Mitteillungen der FernUniversität in Hagen Nr. 2 / 2003 vom 01.07.2003 22

(5) Der Master-Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich herausstellt, dass
er durch Täuschung erworben worden ist, oder wenn wesentliche Voraussetzungen
für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über die
Aberkennung entscheidet der Prüfungsausschuss.

§ 18 In·Kraft·Treten und Veröffentlichung

Diese Prüfungs- und Studienordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang
"Arbeits- und Organisationspsychologie" tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversität in Hagen in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates Sozial- und
Kulturwissenschaften vom 19.09.2001 und des Rektorats der FernUniversität in Hagen
vom 11/.18.12.2001.

Hagen, den 10.06.2003

Der Dekan des Fachbereichs Sozial- und Kulturwissenschaften

der FernUniversität in Hagen

Prof. Dr. Kurt Röttgers
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Anhänge 1-4 ergänzen die Prüfungs- und Studienordnung 

Anhang 1: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul I 

• 
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Anhänge 1-4 ergänzen die Prüfungs- und Studienordnung

Anhang 1: Studien.. und Prüfungsleistungen in Modul I
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Anhang 2: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul 11 
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Anhang 2: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul 11
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Anhang 3: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul 11I 
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Anhang 3: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul 111
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Anhang 4: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul IV 
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Anhang 4: Studien- und Prüfungsleistungen in Modul IV
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